
«Ich beantrage, die Verhand-
lung zu verschieben. Man muss
sich fragen, ob ich überhaupt in
der Lage bin, meinen Mandan-
ten korrekt zu vertreten», sagte
Verteidiger Jürg Tschopp am
Montag im Basler Strafgericht
überraschend. Er wolle sein
Mandat niederlegen. Das Ge-
richt war verdutzt: Zuvor hatte
der Verteidiger um eine Pause
gebeten, um sich mit seinem
Mandanten zu besprechen.

Das Dilemma liegt aller-
dings in erster Linie beim 54-
jährigen Mandanten selber:
Sperrt er sich weiterhin gegen
die vorgesehenemedikamentö-
se Zwangsbehandlung, bleibt
wohl faktisch nur noch die Ver-
wahrung. «Er riskiert die Ver-
wahrung, wenn er so aussagt,
wie er heute aussagte», umriss
Tschopp dasDilemma.

Die Geschichte geht weit zu-
rück: ImNovember 2014 schoss
der heute 54-Jährige in der Bas-
ler Klybeckstrasse dreimal auf
einen Bekannten, weil dieser
ihn zuvor verprügelt hatte. Das
Strafgericht fällt später einen
Schuldspruchwegen versuchter
vorsätzlicher Tötung undweite-
rer Delikte (wir berichteten).

Fragen rundum
seineDiagnose

Die Frage der Schuldfähigkeit
undderDiagnosegaballerdings
immer wieder zu reden, und
laut drei Gutachtern leidet der
Mann an einer schweren Form
der paranoiden Schizophrenie.
Genau gegen diese Diagnose
wehrt sich der Mann allerdings
seit JahrenmitHändenundFüs-
sen: Die damalige Tat habe da-
mit zu tun gehabt, dass er unter
Alkohol-undKokaineinflussge-
standen habe.

Derzeit ist er im Gefängnis
untergebracht, wo er als soge-
nannter Kalfaktor arbeitet: «Ich
gebe das Morgen- und das Mit-
tagessen aus, putze dann die
Zelle. In meiner Freizeit spiele
ich Schach, lese oder mache
Sport», erzählte der Mann.
«Wenn die Diagnose stimmen
würde, dann könnte ich ja gar
nicht den Kalfaktor machen.
Auch im Gefängnis sagte man
mir, sie hätten noch nie jeman-
den gesehen, der an einer para-
noiden Schizophrenie leidet
und jeden Tag Sportmacht.»

Die Gutachter gehen aller-
dings davon aus, dass derMann
unbedingt einemedikamentöse
antipsychotische Therapie
braucht. Bereits im Jahr 2023
verlängerte das Strafgericht
deshalb die stationäre Mass-
nahme um drei Jahre, doch der
Mann wehrte sich bis vor Bun-
desgericht gegen die Zwangs-

medikation. ImMärz 2026wur-
de seine Beschwerde in Lau-
sanne abgewiesen, er ist auf der
Warteliste für einen Platz im
Isolationszimmer einer Klinik.
Einen vor drei Jahren bereits re-
servierten Behandlungsplatz
verlor der Mann, weil seine Be-
schwerden eine aufschiebende
Wirkung hatten.

KeineKooperation:
«Wir drehenuns imKreis»

Der Verteidiger deutete am
Montagzudeman,dassdieFrist
für einen Weiterzug der
Zwangsbehandlung an den
Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte noch nicht ab-
gelaufen sei.

«Wir drehen uns im Kreis»,
meinte hingegen Daniel Dela-
placevomAmt für Justizvollzug.
Beim 54-Jährigen fehle es seit
Jahren an einem Mindestmass
an Kooperation, dabei sei er

weiterhin behandlungsbedürf-
tig. Die Verlegung in eine Klinik
und die Zwangsbehandlung lie-
ge nun in greifbarer Nähe.

Schliesslich gab sich auch
der Verteidiger damit einver-
standen, dass das Gericht die
stationäre Massnahme erneut
umdrei Jahre verlängert.

Am Montagabend be-
schlossendie fünfRichterdann
wenig überraschend eine sol-
che Verlängerung.

«Mir ist noch immer nicht
klar, ob die Massnahme bei Ih-
nen wirklich erfolgreich sein
kann oder wegen Aussichtslo-
sigkeit aufgehoben werden
muss», kommentierte Ge-
richtspräsident Dominik Kie-
ner den Entscheid. «Wahr-
scheinlich wird Ihnen nichts
anderes übrig bleiben, als die
Zwangsmedikation zu akzep-
tieren». Der Mann kann das
Urteil nochweiterziehen.

Patrick Rudin

«Manmuss
sich fragen, ob
ich überhaupt
in der Lage
bin, meinen
Mandanten
korrekt zu
vertreten.»

Jürg Tschopp
Verteidiger

Der Lastwagen mit niederlän-
dischem Kennzeichen bremst
kurz vor der Auffahrtsrampe
derart stark ab, dass der Ver-
kehr kurzzeitig fast zum Erlie-
gen kommt. Die Situation wie-
derholt sich am Montag mehr-
fach. Der Respekt vor dem für
sie ungewohnten Hindernis
auf der Autobahn ist den meis-
ten Lastwagen aus dem Aus-
land anzumerken. «Das ist je-
des Mal in den ersten Tagen
und Wochen so, bis sich die
Verkehrsteilnehmenden daran
gewöhnt haben», meint die
Medienverantwortliche des
Bundesamts für Strassen (As-
tra), Eleanor Bådenlid.

Die offizielle Höchstge-
schwindigkeit über die Astra
Bridge beträgt 60 Stundenkilo-
meter. Am Montagvormittag,
dem ersten Einsatztag der Brü-
cke im Baselbiet, fahren auch
zahlreiche Autofahrer aus Res-
pekt deutlich langsamer als
eigentlich erlaubt.

Die 2022aufderA1erstmals
eingesetzte Baustellenbrücke
kommt im Baselbiet insgesamt
zum dritten Mal zum Einsatz.
Nach ihrem letzten Einsatz
2024 wurde sie umfassend
nachgerüstet. Unter anderem
wurde das Steuerungssystem
gewechselt, um mehr Verbin-
dungsstabilität zu haben, er-
klärte Thomas Leuzinger, Lei-
ter Betrieb Nationalstrassen
Nordwestschweiz AG (NSNW).
Die 257 Meter lange und 1250
Tonnen schwere Brücke be-
steht aus 22 einzelnenPortalen,
von denen jedes ein eigenes
Fahrwerk besitzt.

Belagserneuerung als
Überbrückungsmassnahme

Dank der Brücke kann der Ver-
kehr trotz Belagsarbeiten flies-
sen. Umfangreiche Umleitun-
gen – mitunter über die Gegen-
fahrbahn – sind nicht nötig. Die

Tobias Gfeller

Bauarbeiten können dank der
Astra Bridge tagsüber durchge-
führt werden. In der Nacht wird
die Brücke um jeweils hundert
Meter verschoben. Geplant ist
deren Einsatz bis Ende August.
Angekommen auf Höhe Giebe-

nach wechselt die Brücke auf
die Gegenfahrbahn. Thomas
Leuzinger verglich am Montag
im Rahmen einer Medienkon-
ferenzmitBesichtigungdasauf-
wendige Manöver mit einer Sä-
gebewegung. «Die Brücke wird

insgesamt acht Mal hin und her
bewegt, bis sie korrekt auf der
anderen Fahrbahn steht.»

Die Autobahn A2 erhält zwi-
schen der Verzweigung Augst
und Sissach einen geräuschar-
menBelag.Dadurchwürdendie

Lärmimmissionen um drei De-
zibel reduziert, rechnete Ri-
chard Kocherhans, Filialchef
ASTRA Zofingen, vor. «Das ist
wahrnehmbar», bekräftigte
Kocherhans. Der Strassenbelag
habe nach 15 bis 20 Jahren sein
Lebensende erreicht und glei-
che mehr und mehr einem
Flickwerk.

2031 soll der Strassenab-
schnitt komplett instandgesetzt
werden. Die Erneuerung des
Strassenbelags sei eine Über-
brückungsmassnahmeund kos-
te rund 14 Millionen Franken.
Mit dem Einsatz der Astra
Bridge können bei Bauarbeiten
im Vergleich zu einer konven-
tionellen Baustelleninstallation
bis zu zehn Prozent der Kosten
gespart werden.

Anfrage kamaus
Saudi-Arabien

Die Astra Bridge kommt aber
nur auf einer Länge von knapp
2,5 Kilometern auf der Höhe
Arisdorf zum Einsatz. Die A2
durchs Baselbiet sei ungewöhn-
lich kurvenreich, betonte Tho-
mas Leuzinger. Die Brücke
kannbis zu einemKurvenradius
von maximal 900 Metern ein-
gesetzt werden.

Seit dem ersten Einsatz der
Brücke wird das Astra aus dem
Ausland mit Anfragen über-
häuft.Warenes zuerst vor allem
Anfragen aus Europa, kommt
das Interesse gemäss Filialchef
Richard Kocherhans mittler-
weile aus der ganzen Welt. Am
Dienstag sei eine Delegation
aus Südkorea im Baselbiet zu
Gast,umsichdasFunktionieren
der Brücke aus nächster Nähe
erklären zu lassen.

Das grösste Interesse an der
Schweizer Ingenieurskunst
kommeaber aus Saudi-Arabien.
Ein Patent besitzt die Marti AG,
die die Brücke im Auftrag des
Astraentwickeltundgebauthat,
aber nicht, verriet Kocherhans
aufNachfrage.

Liestal DieBegegnungszonean
der Sichternstrasse beim Bahn-
hof bleibt bestehen.Die Stimm-
berechtigten der Stadt Liestal
haben amSonntag die Initiative
«Für eine verbesserte Sicht-
ernstrasse beim Bahnhof» mit
61,4 ProzentNein-Stimmen ab-
gelehnt. Die Stimmbeteiligung
lag im Umfeld zugkräftiger na-
tionaler Vorlagen bei 53,3 Pro-
zent. Die Initiative hatte einen
teilweise Rückbau der Begeg-
nungszone verlangt. (bz)

Solargenossenschaft
istGeschichte

Ettingen Die Solargenossen-
schaft Gugger Sunne hat sich
aufgelöst, das hat die General-
versammlung so beschlossen.
Grund ist, dass sie ihre Ziele er-
reicht hat, weil die Förderung
der Solartechnik heutzutage als
nicht mehr nötig erachtet wird
(bz berichtete). Die bestehen-
den Solaranlagen der Genos-
senschaft gehen an die Einwoh-
nergemeinde Ettingen (sechs
Anlagen) beziehungsweise an
die Römisch-KatholischeKirch-
gemeinde in Ettingen (eine An-
lage). Die Genossenschafter er-
halten ihr Kapital vollständig
zurückbezahlt. (bz)

Haltestellen-Umbau
bis EndeAugust

Ormalingen Am kommenden
Montag und bis Ende August
werden die Bushaltestellen
Unterdorf in Ormalingen den
Anforderungen des eidgenössi-
schen Behindertengleichstel-
lungsgesetzes angepasst. Die
Buslinien101und102verkehren
während dieser Zeit fahrplan-
mässig. Die Haltestellen wer-
den vorübergehend verlegt,
rund 100 Meter in Richtung
Dorfmitte. Der Verkehr wird
während der Bauzeit mit Licht-
signalanlagen und teilweise mit
einem Verkehrsdienst geregelt.
Es ist mit Behinderungen und
Rückstau zu rechnen. (bz)

Begegnungszone kann
bestehen bleiben
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Für einige Fahrende etwas verwirrend: die Astra Bridge auf der A2. Bild: zvg

Zwangsmedikation als letzte Chance
DasBasler Strafgericht verlängert bei einemStraftäter, der auf einenKontrahenten schoss, die stationäreMassnahme – gegen dessenWillen.

Überflieger auf der Autobahn
Auf der A2 bei Arisdorf ermöglicht die Astra Bridge Belagsarbeiten bei laufendemVerkehr bis EndeAugust.

Nachrichten
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DieguteNachrichtzuerst:Künf-
tig erhält SissachmehrGeldvon
der lokalen Stromversorgerin
Elektra Sissach in die Gemein-
dekasse. Dafür, dass die Strom-
versorgerin die Strassen und
Allmend für ihre elektrischen
Leitungsnetze nutzen darf, wird
sie jährlichgut 150'000Franken
bezahlen.

Allerdings gibt die Elektra
Sissach –wie üblich im Stromge-
schäft – die Kosten direkt an die
Kundschaftweiter.DieHaushal-
te müssen ab 2027 pro Kilowatt-
stunde Strom eine Gebühr von
0,35 Rappen zahlen. Der Ge-
meinderat kann die Höhe der
Konzessionsabgabe auf einer
Bandbreitevon30bis40Rappen

Yann Schlegel künftig festlegen, sofern die Ge-
meindeversammlung amDiens-
tagabendgrünes Licht gibt.

So weit, so transparent.Was
fürdieZukunftgilt, lässt sich für
die Vergangenheit nicht sagen.
Denn die Elektra Sissach führte
bereits 2011 eine «Abgabe an
das Gemeinwesen» (AGW) ein.
Dies, obwohl im Konzessions-
vertrag aus dem Jahr 1985 keine
solche Gebühr festgehalten ist.
Statt eine Konzessionsabgabe
an die Gemeinde zu zahlen, er-
hielt Sissach vergünstigten
Strom und Material für die öf-
fentliche Beleuchtung als
Gegenleistung.

Die alte AGW-Gebühr von
0,2 Rappen pro Kilowattstunde
nutzte die Elektra Sissach dafür,
erneuerbaren Solarstrom zu för-

dern. Dies entspreche sinnge-
mässauchdemGemeinwohl,ar-
gumentierten die Verantwortli-
chen damals gegenüber dem
Portal «Onlinereports». Der
heutige Geschäftsführer Ste-
phan Jurt sagt aufAnfragedieser
Zeitung, es sei heute nicht mehr
üblich, dies so zu machen. Da-
mals habemanmit dieser Abga-
be aber viel für das Label «Sis-
sastrom» gemacht. «Wir haben
Photovoltaik-Anlagen gefördert
undProduzentendenStromteu-
rerabgekauft, alswir ihnwieder-
verkauft haben. Die Abgabe
diente dazu, diese Differenz zu
decken.»Elektra undGemeinde
hätten dies auch transparent
kommuniziert, so Jurt.

Wiedies inderPraxis umge-
setzt wurde, ist dem Geschäfts-

bericht aus dem Jahr 2012 zu
entnehmen. Die Produktions-
kosten für Solarstrom waren
durch den Verkauf des erneuer-
baren Stroms nicht gedeckt. Al-
so deckte die Elektra Sissach
den entstandenen Verlust über
das Konto «Gemeinwesen».

Auchdie Elektra Baselland
geriet unterDruck

Wie viel Geld nahm die Elektra
Sissach über die Gebühr ein?
Jurt rechnet vor: Bei rund40Gi-
gawattstunden verbrauchtem
Strom seien es jährlich rund
80'000 Franken gewesen. Da-
mit dürften zwischen 2011 und
2024 bis zu einer Million Fran-
ken zusammengekommen sein,
die aber nie separat ausgewie-
senwurden.

Vormittlerweiledrei Jahren reali-
siertedieGemeindeSissach,dass
fürdieAbgabeandasGemeinwe-
sen keine Rechtsgrundlage be-
steht. Und so verschwand die
«Abgabe an das Gemeinwesen»
2024 aus den Stromrechnungen
derElektraSissach.

Für einen Präzedenzfall
sorgten die Industriellen Werke
Basel (IWB): Sie wälzten die
Konzessionsgebühr von 11 Mil-
lionen Franken auf die Kunden
ab. Das Bundesgericht ent-
schied jedoch 2017, dass die ge-
setzliche Grundlage hierfür un-
genügend sei. Elektrizitätswer-
ke dürfen demnach nicht
einfach eine Gebühr erfinden.
Für eine Abgabe braucht es eine
gesetzliche Grundlage – wie et-
wa denKonzessionsvertrag.

In einem Grauzonenbereich be-
wegtesichauchdieElektraBasel-
land (EBL). Siegab inderVergan-
genheit nicht die ganzen AGW-
Einnahmen an die Gemeinden
weiter. Von den jährlich einge-
nommenen 2 Millionen Franken
schüttete siebloss 300'000Fran-
ken an die Gemeinden in ihrem
Versorgungsgebietaus.Dierestli-
chen 1,7Millionen Franken nutz-
te die Genossenschaft für Solar-
strom-VergütungenundEnergie-
beratungen. Damit ist seit
vergangenem Jahr Schluss: Auf
Druck von Frenkendorf, Liestal
und Pratteln haben alle EBL-Ge-
meinden nun neue Konzessions-
verträge unterzeichnet. Die Ab-
gaben werden neu vollumfäng-
lich an die Gemeinden
ausgeschüttet.

Baselland nach der Richtungs-
wahl: Die SVP ist nach drei
Jahren Unterbruch wieder in
der fünfköpfigen Kantonsre-
gierung vertreten. Mit der
Wahl des RümlingersMatthias
Liechti behält das ländliche
Oberbaselbiet seine Stimme
in der Exekutive. Demgegen-
über fliegen die Grünenmit
demRücktritt von Isaac Reber
Ende September nach 15 Jah-
ren raus.

Eine baldige Rückkehr imRah-
men der Gesamterneuerungs-
wahlen 2027 ist zwar möglich.
Es wird aber für alle Heraus-
forderer schwierig werden, an
den nun festgelegten Verhält-
nissen zu rütteln. Mit derWahl
Liechtis könnte die parteipoli-
tische Zusammensetzung der
Regierung auf Jahre hinaus
zementiert werden.

Der Landkanton hat nunmit
je einem/einer Vertretenden
von SVP, FDP,Mitte, EVP und
SP wieder eine pointiert bür-
gerliche Regierung. Auf dem
Papier sieht dieserWechsel
gravierend aus, am inhaltli-
chen Kurs hingegen wird sich
vermutlich gar nicht so viel
ändern. Das liegt einerseits
daran, dass mit Isaac Reber
einMagistrat mit grünlibera-
lem, nicht aber links-etatis-
tischem Profil die Bühne ver-
lässt. Mit Liechti, dem netten
Konservativen, rückt das Fün-
fergremium zwar insgesamt
etwas nach rechts, was sich in
verkehrs-, umwelt- und sozial-
politischen Fragen auswirken
dürfte, kaum aber in wirt-
schafts- und finanzpolitischen.

Ein Kurswechsel wäre ander-
seits politisch auch nicht an-
gezeigt: Der Landkanton ist
zwar im Kern noch immer bür-
gerlich geprägt, dieWahl
Liechtis stellte dies erneut
unter Beweis. DieMehrheits-
verhältnisse im Parlament,
insbesondere aber bei Volks-
abstimmungen wurden in den
vergangenen Jahren aber im-
mer unbeständiger.

Analyse zur Wahl von Matthias Liechti (SVP) in die Regierung

So wurde am Sonntag parallel
zurWahl des SVP-Mannes die
aus demWirtschaftskammer-
Umfeld lancierte Initiative ver-
worfen, die das Anfang Jahr
eingeführte Ölheizungsverbot
rückgängig machen wollte.
Umgekehrt scheiterte Anfang
2025 eine linke Volksinitiative
zur Einführung eines kanto-
nalenMindestlohnes nur
hauchdünn. Stramm bürger-
liches Durchregieren wird also
trotz der nun klaren Verhält-
nisse in der Exekutive weiter-
hin nicht möglich sein.

Von derWiedereinbindung
der SVP in die Regierung er-
hoffen sich FDP undMitte,
dass sie künftig mit ihr im Par-
lament wieder enger zusam-
menarbeiten können. Damit
würde das bürgerliche Lager
insgesamt gestärkt. Unter Kan-
tonalpräsident Peter Riebli
gebärdete sich die Volkspartei
seit dem Verlust des Regie-

rungssitzes 2023 oft als nicht
sehr verlässliche Partnerin, ja
mitunter als polternde Oppo-
sitionskraft. Ab dem 1.Oktober
dürfte die Baselbieter SVP –
ähnlich wie dies die nationale
Mutterpartei seit Jahren tut
– eine Doppelstrategie ausMit-
regieren undOpponieren fah-
ren. Darauf lassen Rieblis Aus-
sagen nach dem knappen
Wahlausgang schliessen.

Dennoch ist die Hoffnung be-
rechtigt, dass mit Liechti in der
Regierung die SVP zurückfin-
det in eine staatstragende Rol-
le, die sie im Landkanton über
Jahrzehnte innehatte. Der vor-
erst letzte SVP-Regierungsrat
ThomasWeber brachte sogar
das Kunststück fertig, seine
Partei bei der von ihm voran-
getriebenen Fusion von Kan-
tonsspital Baselland und Uni-
versitätsspital Basel auf Linie
zu bringen. Mit dem konzilian-
tenLiechti rücken solcheKons-

Ein Wechsel, aber kein Wendepunkt

tellationen zumindest wieder
in den Bereich desMöglichen.
Für die politische Kultur im
Landkanton ist das eine gute
Nachricht.

Die Grünen hingegen können
sich nach der verpassten Sitz-
verteidigung nicht auf eine
Oppositionsrolle zurückzie-
hen. Noch nicht. Mit der Am-
bition, bereits in zehnMonaten
wieder in die Regierung zu-
rückzukehren, tut die Partei
in dieser Übergangsphase gut
daran, am bisherigen, ver-
gleichsweise moderaten Kurs
festzuhalten. Dies erst recht,
sollte der am Sonntag knapp
gescheiterte Regierungskan-
didat Philipp Schoch im April
2027 ein zweitesMal antreten.
Verpassen die Baselbieter Grü-
nen dann denWiedereinzug,
wird eine Neuorientierung un-
ausweichlich. Gut möglich,
dass sie dem 14. Juni 2026 noch
lange nachtrauern werden.

Der am Sonntag eingeläutete
Wechsel von den Grünen zur
SVP schüttelt die Baselbieter
Politik gerade ziemlich durch.
Von einer Zäsur zu sprechen
wäre gleichwohl übertrieben,
in gewisserWeise ist es ja eine
Rückkehr zur Normalität. Für
dieWahlverlierer aus dem
rotgrünenLager gibt es zudem
eine tröstlicheBotschaft: Auch
eine klar bürgerliche Regie-
rung kann in diesem politisch
zunehmend fluiden Kanton
nur erfolgreich sein, wenn sie
über die eigenen Grenzen hi-
naus überzeugen kann und
Brücken baut.

Lehrpersonenmangel Die Per-
sonalsituation an den Baselbie-
ter Volksschulen hat sich weiter
verbessert. Wie die Bildungs-,
Kultur- und Sportdirektion
(BKSD) mitteilt, sind für das
Schuljahr 2026/27 an den Pri-
marschulen derzeit noch 17,1
Vollzeitstellen unbesetzt. Vor
einem Jahr waren es zum glei-
chen Zeitpunkt noch 38,7 Stel-
len. Im Jahr 2023 belief sich die
Zahl dieser Stellen sogar auf 61.
Damit setze sich die positive
Entwicklung der vergangenen
Jahre fort.

Auch an den Sekundarschu-
len bleibe die Lage stabil. Aktu-
ell sind dort noch 7,3 Vollzeit-
stellen offen. Das liege zwar
über demVorjahreswert von 5,6
Stellen, aber deutlich unter den
Zahlenvon 2023.Damals lagdie
Zahl der unbesetzten Vollzeit-
stellen bei 14.

Zivildienstleistende
alsUnterstützung

Die BKSD führt die Entwick-
lung auf verschiedene Mass-
nahmen zur Sicherung des
Fachkräftebedarfs zurück, wel-
che sie gemeinsam mit den
Schulen umgesetzt hat. Dazu
gehören die Unterstützung von
Berufseinsteigerinnen und Be-
rufseinsteigern und andere ge-
zielteEntlastungsmassnahmen.

Ein Pilotprojekt wurde im
Schuljahr 24/25 bis Sommer
2026 an Sekundarschulen mit
Zivildienstleistenden, die das
Schulpersonal im Alltag unter-
stützen, durchgeführt und er-
folgreich abgeschlossen. Der-
zeit werde geprüft, ob Zivil-
dienstleistende in Zukunft an
allen Sekundarschulen einge-
setzt werden sollen.

Ab dem Schuljahr 2026/27
startet zudem ein Pilotprojekt
mit Springerinnen und Sprin-
gern an den Sekundarschulen.
Die Schulen erhalten damit die
Möglichkeit, sie befristet für
Stellvertretungen eingesetzt
werden können.

Die BKSD sieht in den ver-
schiedenenMassnahmen einen
weiteren Beitrag zur langfristi-
gen Sicherung der Unterrichts-
versorgung und der Stabilisa-
tion der Personalsituation an
denVolksschulen.

Matthias Liechti begrüsst seine neuen Kollegen (v.l.) Thomi Jourdan (EVP), Markus Eigenmann (FDP) und Anton Lauber (Mitte). Bild: Keystone
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Eine Million ohne gültigen Vertrag kassiert
Seit 2011 floss in Sissach über den Strompreis Geld für dasGemeinwesen. Die rechtlicheGrundlage fehlte jedoch.

Personallage
entspannt sich


